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____________________________________ 

 

Thema dieser Ausgabe 

   

 Ratenzahlung bei Abfindung für einen lebzeitigen Pflichtteilsverzicht (BFH, Urt. v. 20.1.2026 – Az. VIII R 6/23)  

   

____________________________________ 

 

Abfindungen, die für einen lebzeitigen Pflichtteils- und 

Pflichtteilsergänzungsverzicht gezahlt werden, sind 

nicht einkommensteuerbar, auch wenn sie in Raten 

geleistet werden. 
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Hintergrund 

Ist ein Abkömmling des Erblassers durch Verfügung 

von Todes wegen von der Erbfolge ausgeschlossen, so 

kann er von dem Erben den Pflichtteil verlangen. Das 

Pflichtteilsrecht soll eine Mindestbeteiligung der Pflicht-

teilsberechtigten am Nachlass sicherstellen. Es ist 

jedoch möglich, dass der Pflichtteilsberechtigte zu Leb-

zeiten des (zukünftigen) Erblassers durch notarielle 

Beurkundung auf den Pflichtteil verzichtet. Die Gründe 

für einen Pflichtteilsverzicht können unterschiedlich sein 

und beispielsweise im Erhalt einer Abfindung liegen. 

Der Bundesfinanzhof hatte nun mit Urteil vom 

20.1.2026 (Az. VIII R 6/23) zu entscheiden, ob eine 

ratenweise gezahlte Abfindung für einen Pflichtteilsver-

zicht der Einkommensteuer unterliegt. Eine Einkom-

mensteuerpflicht ist gegeben, wenn eine der im Ein-

kommensteuergesetz (EStG) geregelten Einkunftsarten 

verwirklicht wird. 

Maßgeblicher Gesetzestext 

Die für die Entscheidung des BFH maßgeblichen ge-

setzlichen Regelung sind § 20 Abs. 1 Nr. 7 und § 22 

Nr. 3 EStG. Diese lauten wie folgt: 

§ 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG 

(1) Zu den Einkünften aus Kapitalvermögen gehören 

7. Erträge aus sonstigen Kapitalforderungen jeder Art, 

wenn die Rückzahlung des Kapitalvermögens oder ein 

Entgelt für die Überlassung des Kapitalvermögens zur 

Nutzung zugesagt oder geleistet worden ist, auch wenn 

die Höhe der Rückzahlung oder des Entgelts von einem 

ungewissen Ereignis abhängt. Dies gilt unabhängig von 

der Bezeichnung und der zivilrechtlichen Ausgestaltung 

der Kapitalanlage. Erstattungszinsen im Sinne des 

§ 233a der Abgabenordnung sind Erträge im Sinne des 

Satzes 1; 

§ 22 Nr. 3 EStG 

Sonstige Einkünfte sind 

3. Einkünfte aus Leistungen, soweit sie weder zu ande-

ren Einkunftsarten (§ 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 

6) noch zu den Einkünften im Sinne der Nummern 1, 

1a, 2 oder 4 gehören, z.B. Einkünfte aus gelegentlichen 

Vermittlungen und aus der Vermietung beweglicher 

Gegenstände. Solche Einkünfte sind nicht einkommen-

steuerpflichtig, wenn sie weniger als 256 Euro im Ka-

lenderjahr betragen haben. Übersteigen die Werbungs-

kosten die Einnahmen, so darf der übersteigende Be-

trag bei Ermittlung des Einkommens nicht ausgeglichen 

werden; er darf auch nicht nach § 10d abgezogen wer-

den. Die Verluste mindern jedoch nach Maßgabe 

des§ 10d die Einkünfte, die der Steuerpflichtige in dem 

unmittelbar vorangegangenen Veranlagungszeitraum 

oder in den folgenden Veranlagungszeiträumen aus 

Leistungen im Sinne des Satzes 1 erzielt hat oder er-

zielt; § 10d Absatz 4 gilt entsprechend; 

Urteil des Bundesfinanzhofs 

Sein Urteil vom 20.1.2026 fasst der Bundesfinanzhof in 

der Pressemitteilung Nr. 14/26 vom 12.3.2026 wie folgt 

zusammen:  

„Der VIII. Senat des Bundesfinanzhofs (BFH) hat mit 

Urteil vom 20.01.2026 – VIII R 6/23 entschieden, dass 

Abfindungen, die für einen lebzeitigen Pflichtteils- und 

Pflichtteilsergänzungsverzicht gezahlt werden, nicht der 

Einkommensteuer unterliegen. Die Zahlungen stellen 

kein erzieltes Einkommen dar, auch wenn sie in Raten 

geleistet werden. Der BFH hat damit seine frühere 

Rechtsprechung zur fehlenden Einkommensteuerbar-

keit solcher Abfindungen in Form von Einmalzahlungen 

und wiederkehrenden Leistungen bestätigt. 

Im Streitfall übertrugen die Eltern der Klägerin auf der 

Grundlage notarieller Übergabeverträge im Jahr 2002 

und im Juli 2014 auf den Bruder der Klägerin Mitunter-

nehmeranteile, GmbH-Anteile und ihre Miteigentumsan-

teile an einem Betriebsgrundstück. Der Bruder ver-

pflichtete sich im Übergabevertrag vom Juli 2014 ge-

genüber den Eltern, der Klägerin ein Gleichstellungs-

geld zu zahlen. Das Gleichstellungsgeld war in zwei 

Raten fällig (Teilbetrag 1 am 30.12.2014 und Teilbetrag 

2 am 30.12.2015), ohne dass ein Zins zu entrichten 

war. Die Klägerin verzichtete im notariellen Übergabe-

vertrag gegenüber den Eltern für das im Jahr 2002 und 

im Jahr 2014 an den Bruder übertragene Vermögen auf 

ihre Pflichtteils- und Pflichteilsergänzungsansprüche. 

Die Eltern traten ihre Forderung gegen den Bruder der 

Klägerin auf Zahlung des Gleichstellungsgeldes an die 

Klägerin ab, ohne für deren Erfüllung einzustehen. 

Finanzamt und Finanzgericht nahmen an, dass die der 

Klägerin im Streitjahr 2015 zugeflossene zweite Teil-

zahlung wegen der Unverzinslichkeit der Forderung 
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und deren Laufzeit von mehr als zwölf Monaten bis zur 

Fälligkeit am 30.12.2015 gemäß § 12 Abs. 3 des Be-

wertungsgesetzes (BewG) in einen Tilgungs- und einen 

Zinsanteil aufzuteilen sei. In Höhe der Differenz zwi-

schen dem Tilgungsanteil und dem Nennbetrag der 

zweiten Teilzahlung habe die Klägerin gemäß § 20 

Abs. 1 Nr. 7 des Einkommensteuergesetzes in der im 

Streitjahr 2015 anzuwendenden Fassung (EStG) steu-

erpflichtige Kapitalerträge erzielt. 

Dem trat der BFH entgegen und verneinte die Einkom-

mensteuerbarkeit der gesamten Abfindungszahlung. 

Rechtsgrund für den Erhalt auch der zweiten Teilzah-

lung ist allein der seitens der Klägerin gegenüber den 

Eltern erklärte lebzeitige Pflichtteils- und Pflichtteilser-

gänzungsverzicht. Abfindungen für einen lebzeitigen 

Pflichtteils- und Pflichtteilsergänzungsverzicht führen, 

auch wenn sie in unter § 12 Abs. 3 BewG fallenden 

Raten geleistet werde, nicht zu erzieltem Einkommen 

im Sinne des § 2 Abs. 1 EStG. Denn die Abfindung 

wurde der Klägerin außerhalb eines Leistungsaustau-

sches unentgeltlich zugewendet und ist deshalb der 

Auszahlung eines durch einen Erbgang erworbenen 

Vermögensrechtes (zum Beispiel Erb- oder Pflichtteil, 

Vermächtnis) gleichzustellen. Solche Zahlungen kön-

nen lediglich gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 5 des Erbschaft- 

und Schenkungsteuergesetzes der Schenkungsteuer 

unterliegen. 

Die Entscheidung des BFH schafft Rechtssicherheit für 

Eltern, die im Rahmen der vorweggenommenen Erbfol-

ge zu Lebzeiten Pflichtteilsverzichte mit Abfindungsre-

gelungen mit ihren Kindern vereinbaren. Sie klärt, dass 

solche Abfindungszahlungen nicht als Kapitalerträge 

oder sonstige Einkünfte versteuert werden müssen.“ 

Vorinstanz 

Vorinstanz war das Hessisches Finanzgericht, dessen 

Urteil vom 20.12.2022 (Az. 5 K 1615/20) mit Revision 

angegriffen worden war. 

Fazit 

Der BFH stellt klar, dass der Pflichtteilsverzicht gegen 

Abfindung kein entgeltlicher Leistungsaustausch dar-

stellt und damit nicht in den Anwendungsbereich der 

Einkommensteuer fällt. 

 

20.4.2026 

Dr. Johannes Stehr 
Rechtsanwalt Steuerberater 
Fachanwalt für Steuerrecht 
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Die Beiträge dieses Newsletters stellen eine Auswahl an allgemeinen Informationen über aktuelle Gesetzgebung, Rechtsprechung und Verwaltungsauffas-
sung dar. Sie wurde nach bestem Wissen erstellt. Sie erheben keinerlei Anspruch auf Vollständigkeit und können die persönliche Beratung in keinem Fall 
ersetzen. Diese Mandanteninformation stellt keine Auskunft, Beratung oder sonstige Dienstleistung unserer Berufsträger dar. Für Inhalt, Richtigkeit, Aktuali-
tät und Vollständigkeit kann daher keinerlei Haftung – auch seitens der Verantwortlichen – übernommen werden. 


